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Bezahlkarten fur Flichtlinge starkt rechte Diskurse

12. Oktober 2023
Debatte tUber Arbeitspflicht, Abschiebungen und Bezahlkarten fur Flichtlinge stérkt rechte
Diskurse

PRO ASYL und Fluchtlingsrate kommentieren Vorschlage der
Ministerprasident*innenkonferenz, das ,Abschiebungsverschlimmerungsgesetzes' von
Nancy Faeser und den drohenden Schulterschluss mit rechten Positionen in einem
, Deutschlandpakt”

PRO ASYL und die Fluchtlingsrate der Bundeslander kritisieren die aktuellen Vorschlage zur
weiteren Entrechtung von Geflichteten scharf. Hierzu gehoért der Vorstol3 auf der heute
beginnenden Ministerprasident*innenkonferenz unter anderem die Bezahlkarte und die
Arbeitspflicht fur Schutzsuchende einzufiihren. Begrindet wird dies mit dem Ziel, die
Zuzugszahlen von Gefliichteten zu senken, um die Kommunen zu entlasten.

“Woruber sprechen wir hier? Dass Menschen ihr Leben riskieren, auf der Flucht gefoltert und
vergewaltigt werden, nur weil sie in Deutschland vierhundert Euro im Monat bekommen
wollen? Und wenn es nun statt Bargeld eine Bezahlkarte gibt, gehen sie lieber in Baschar al-
Assads Geféangnisse in Syrien oder liefern sich der Taliban in Afghanistan aus? Uns fehlen
die Worte uber diese unredlichen Vorschlage”, sagt Tareq Alaows, flichtlingspolitischer
Sprecher von PRO ASYL.

Mit einer Arbeitspflicht wird das rassistische Narrativ von Schutzsuchenden, denen zu
Unrecht unterstellt wird, nicht arbeiten zu wollen, reproduziert. Blanker Hohn, wenn man
bedenkt, wie viele Geflichtete in Deutschland mit einem Arbeitsverbot belegt werden. Wir
sind entsetzt Uber diesen unmenschlichen Umgang mit Gefllichteten und die rein von rechts
dominierte Migrationsdebatte, die allein dem Aufschwung antidemokratischer Krafte dient und
nichts mit tatsachlichen Lésungsansatzen zu tun hat.

“Gebot der Stunde ist es, schutzsuchenden Menschen eine gleichberechtige Teilhabe an der
Gesellschaft zu erméglichen, das schafft zugleich Entlastung in den Kommunen*, sagt Ulrike
Seemann-Katz, Flichtlingsrat Mecklenburg-Vorpommern e.V. Zudem ist der Vorschlag nicht
mit Artikel der Artikel 20 der EU-Aufnahmerichtline vereinbar und auch Artikel 4 Abs. 2 der
Européischen Menschenrechtskonvention statuiert das Verbot von Zwangs- und Pflichtarbeit.
Nach dem Debakel in den Landtagswahlen in Hessen und Bayern flr die Ampel-Parteien
legte nun Innenministerin Faeser einen Gesetzesentwurf vor, der rechtsstaatlich héchst
fragwurdige Verscharfungen bei Abschiebungen vorsieht. Mehr und langere Haft, das
Durchsuchen von Wohnungen und das Handyauslesen sind alles schwerwiegende Eingriffe in
Grundrechte, wobei auch die VerhaltnismaRigkeit nicht gewahrt wird.

~Wir lehnen schon die Pramisse dieses ,Abschiebungsverschlimmerungsgesetzes‘ ab, dass
mehr Abschiebungen das Mittel der Wahl sind, um die Kommunen zu unterstitzen.
Abschiebungen sind schon heute oft brutal fir die betroffenen Menschen, das wird noch
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schlimmer, wenn sie regelmaRig Uberfallartig und nachts passieren. Auch ist jede zweite
Abschiebungshaft rechtswidrig — dieses Instrument jetzt noch auszubauen widerspricht jedem
Verstandnis von Rechtsstaat’, so Seemann-Katz, Flichtlingsrat Mecklenburg-Vorpommern
e.V.

Den Verbanden ist der Gesetzesentwurf am Mittwoch mit Veroffentlichung auf der Homepage
zur Kommentierung zugeleitet worden. Die Stellungnahmefrist von zwei Tagen zeigt, dass
auch diese Einbindung der Zivilgesellschaft zur Farce geworden ist. Statt immer neuer
Abschreckungsmal3hahmen, sollten sich die Ministerprasident*innen den pragmatischen
Losungsvorschlagen von zivilgesellschaftlichen Organisationen zuwenden. Dazu gehéren
zum Beispiel eine Pro-Kopf-Pauschale fur die Kommunen fir jede aufgenommene Person
und die im Koalitionsvertrag versprochene Aufhebung aller Arbeitsverbote. Auch die
Aufweichung restriktiver Gesetze, die verhindern, dass Geflichtete aus den ihnen
zugewiesenen Unterkinften ausziehen konnen, wirde Kommunen entlasten. NOtig sind
zudem der zlgige Ausbau von Kita- und Schulplatzen und die Digitalisierung der Behorden.

PRO ASYL und die Fluchtlingsrate der Lander appellieren an alle Politiker*innen in Bund und
Landern, sich an einem menschenrechtlichen Kompass zu orientieren: “Stoppen Sie diese
irrwitzigen Debatten! Und vor allem: Horen Sie auf, den rechten Diskus zu fiihren, der
Geflichtete zu Stindenbdcken fur verfehlte Sozialpolitik macht.”

Source URL:https://www.fluechtlingsrat-thr.de/aktuelles/pressemitteilungen/debatte-%C3%BCber-
arbeitspflicht-abschiebungen-und-bezahlkarten-f%C3%BCr

Links
[1] https://www.fluechtlingsrat-thr.de/aktuelles/pressemitteilungen/debatte-%C3%BCber-arbeitspflicht-
abschiebungen-und-bezahlkarten-f%C3%BCr



https://www.fluechtlingsrat-thr.de/aktuelles/pressemitteilungen/debatte-über-arbeitspflicht-abschiebungen-und-bezahlkarten-für
https://www.fluechtlingsrat-thr.de/aktuelles/pressemitteilungen/debatte-über-arbeitspflicht-abschiebungen-und-bezahlkarten-für
https://www.fluechtlingsrat-thr.de/aktuelles/pressemitteilungen/debatte-über-arbeitspflicht-abschiebungen-und-bezahlkarten-für
https://www.fluechtlingsrat-thr.de/aktuelles/pressemitteilungen/debatte-über-arbeitspflicht-abschiebungen-und-bezahlkarten-für

